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BRG Unternehmenssteuerreform II (BRG
05.058)

Direkte Steuern

Im September beauftragte der Bundesrat das Finanzdepartement, eine
Vernehmlassungsvorlage für die Reform der Unternehmensbesteuerung
auszuarbeiten, welche die strukturellen Schwächen im Steuersystem beseitigen und
ertragsneutral ausfallen sollte. Eine generelle Entlastung der Unternehmen lehnte der
Bundesrat angesichts der im internationalen Vergleich niedrigen schweizerischen
Unternehmenssteuern ab. Grundlage bildeten die Vorschläge der Expertenkommission
für rechtsformneutrale Unternehmensbesteuerung. Diese hatte u.a. empfohlen, alle
Firmen unabhängig von ihrer Rechtsform (Kapitalgesellschaft, Genossenschaft,
Personengesellschaft oder Einzelfirma) gleich zu behandeln. Eine vollständige
Gleichbehandlung erachtete der Bundesrat zwar als wünschbar, aber zur Zeit nicht
realisierbar. Erträge aus Unternehmensbeteiligungen und Gewinne aus dem Verkauf von
massgeblichen Beteiligungen sollten zudem der Steuer unterliegen. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.09.2001
MAGDALENA BERNATH

Im Frühjahr erklärte der Ständerat eine Motion der WAK-NR (Mo. 02.3638) für
verbindlich, welche die grosse Kammer im Vorjahr überwiesen hatte. Der Vorstoss
fordert den Bundesrat auf, rasch eine Botschaft zur Unternehmenssteuerreform II
vorzulegen, die insbesondere den Verzicht auf eine Beteiligungsgewinnsteuer,
Verbesserungen der Situation von Personenunternehmungen bei der Geschäftsaufgabe
und der Nachfolgeregelung sowie eine Milderung der wirtschaftlichen
Doppelbesteuerung der Dividenden vorsieht. Anfang Dezember schickte der Bundesrat
drei Modelle für die Unternehmenssteuerreform II in die Vernehmlassung. Während die
ersten beiden neben der Entlastung auf den ausgeschütteten Dividenden auch ein
Teilbesteuerungsverfahren bei Veräusserung auf so genannt qualifizierten Beteiligungen
ins Auge fassen, beschränkt sich das dritte einzig auf die steuerliche Entlastung von
Gewinnausschüttungen. Alle drei Modelle beinhalten gezielte Massnahmen zugunsten
der Personenunternehmen, etwa mit Blick auf den Generationenwechsel. In der
Einführungsphase müssen die Kantone je nach Modell mit Mindereinnahmen von 700-
730 Mio Fr. rechnen, der Bund mit 30-60 Mio Fr. Das durch die steuerliche Entlastung
erzielte Wirtschaftswachstum führe jedoch zu zusätzlichen Einnahmen, so dass
langfristig ein Teil der Reform selbstfinanzierend sei. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.12.2003
MAGDALENA BERNATH

In der Sommersession überwies der Ständerat ein Postulat Heberlein (fdp, ZH)
(05.3049), das sich gegen die Verschärfung der bisherigen Praxis zur Besteuerung der
Erbenholding richtet – gegen den Antrag des Bundesrates, der auf die unmittelbar
bevorstehende Publikation der Botschaft zur Unternehmenssteuerreform II hinwies.
Ende Juni präsentierte er die entsprechende Vorlage, nachdem die Vernehmlassung im
Vorjahr keine klare Mehrheit für eines der drei Modelle ergeben und das EFD darauf
intensive Gespräche mit den Kantonen und den betroffenen Wirtschaftskreisen geführt
hatte. Der vorliegende Gesetzesentwurf zielt darauf ab, das Risikokapital und die KMU
steuerlich zu entlasten: Nach geltendem Recht unterstehen ausgeschüttete Gewinne
zunächst auf der Ebene des Unternehmens der Gewinnsteuer, anschliessend auf der
Ebene des Aktionärs, der den Gewinn in Form von Dividenden erhält, der
Einkommenssteuer. Neu sollen Dividenden im Privatvermögen nur noch zu 80% statt
wie bisher zu 100% erfasst werden, bei Beteiligungen im Geschäftsvermögen zu 60%.
Bei den Kantons- und Gemeindesteuern erfolgt die Besteuerung der ausgeschütteten
Gewinne nach kantonalem Recht. Für die KMU sieht die Reform Erleichterungen bei
Restrukturierungen sowie bei der Liquidation und der Übertragung von
Personengesellschaften vor. Kurzfristig muss der Bund mit Mindererträgen von rund 40
Mio Fr. rechnen, längerfristig ergeben sich Mehrerträge von rund 55 Mio Fr. Die
Mindereinnahmen der Kantone und Gemeinden hängen weitgehend von den
Entscheidungen der Kantone ab. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.06.2005
MAGDALENA BERNATH
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Im Frühling nahm der Ständerat die Beratungen zur Unternehmenssteuerreform II in
Angriff. Eintreten war unbestritten. Auf Antrag seiner WAK beschloss der Rat, die
Vorlage aufzuteilen. Dieses Vorgehen ermöglichte es dem Parlament, die dringliche
Neuregelung der indirekten Teilliquidation und der Transponierung in einem
gesonderten Erlass zu behandeln. Die veränderte Rechtsprechung des Bundesgerichts
2004 und die entsprechende Praxisänderung der Steuerverwaltung hatten in der
Wirtschaft zu grosser Verunsicherung geführt, so dass insbesondere zahlreiche kleine
und mittlere Unternehmen die Regelung der Nachfolge sistiert hatten. Im Hauptteil der
Vorlage verblieben u.a. die Teilbesteuerungsverfahren im Privat- und im
Geschäftsvermögen mit oder ohne qualifizierte Beteiligungsquote, der vorgesehene
Wechsel vom Nennwert-/Buchwertprinzip zum Kapitaleinlageprinzip, die Beschränkung
des Schuldzinsenabzugs im Privatvermögen, die Neuerung der Ersatzbeschaffung und
der Beteiligungsabzüge und die Möglichkeit einer Anrechnung der Gewinnsteuer an die
Kapitalsteuer bei Kapitalgesellschaften.

In der Detailberatung entschied die kleine Kammer, den Erlös aus dem Verkauf einer
Beteiligung nur dann als indirekte Teilliquidation zu besteuern, wenn innert fünf Jahren
unter Mitwirkung des Verkäufers nicht betriebsnotwendige Substanz ausgeschüttet
wird, wobei die Beteiligung am Grund- oder Stammkapital mindestens 20% ausmachen
muss. Eine vom Bundesrat unterstützte Minderheit, welche die ausschüttungsfähigen
nicht betriebsnotwendigen Mittel bereits beim Verkauf versteuern wollte, scheiterte
deutlich; sie hatte jenen Erwerbern Rechnung tragen wollen, die über weniger Geld
verfügen als grosse, auch ausländische Erwerber. Bei der Transponierung (Verkauf an
sich selber) beschloss der Ständerat, den Erlös aus der Übertragung von
Beteiligungsrechten aus dem Privat- ins Geschäftsvermögen zu besteuern, wenn der
Verkäufer nach der Übertragung zu mindestens 50% an der Käufergesellschaft beteiligt
ist. Die Besteuerung tritt erst ab einem Verkauf von mindestens 5% am Grund- oder
Stammkapital einer Gesellschaft oder Genossenschaft ein. Der Rat verabschiedete das
Geschäft in der Gesamtabstimmung mit 31:8 Stimmen.

Der Nationalrat lehnte zu Beginn der Behandlung Anträge des links-grünen Lagers auf
Nichteintreten, Beratungsunterbruch und Rückweisung an den Bundesrat ab und trat
mit 104:47 Stimmen auf die Vorlage ein. In der Detailberatung unterstützte die grosse
Kammer mit 74:69 Stimmen einen Minderheitsantrag Rime (svp, FR), wonach für das
Zustandekommen einer indirekten Teilliquidation die Übertragung einer Beteiligung von
mindestens 50% (statt der von Bundesrat und Ständerat vorgesehenen 20%) am
Gesamtkapital der übertragenen Gesellschaft notwendig ist. Weiter fügte sie neu eine
Übergangsbestimmung ins Gesetz ein, wonach alle zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des
neuen Rechts noch hängigen Fälle der indirekten Teilliquidation nach den neuen
Rechtsbestimmungen zu veranlagen sind; Bundesrat Merz und eine links-grüne
Minderheit opponierten hier erfolglos gegen die als rechtspolitisch fragwürdig
bezeichnete Rückwirkungsklausel. Bei der Transponierung stellte sich die Ratsmehrheit
hinter die Beschlüsse der kleinen Kammer. Die Vorlage passierte die
Gesamtabstimmung mit 92:52 Stimmen.

Nachdem der Ständerat in der Differenzbereinigung an seinen Beschlüssen
festgehalten hatte, erklärte sich der Nationalrat in der Folge stillschweigend damit
einverstanden, dass die verkaufte Beteiligung bei der indirekten Teilliquidation nur
mindestens 20% (statt 50%) am Grund- oder Stammkapital ausmachen muss. Hingegen
beharrte er auf der neuen Übergangsbestimmung, wobei er die Rückwirkung des neuen
Rechtes zeitlich auf fünf Jahre, d.h. bis 2001, begrenzte. Der Ständerat stimmte dem
Grundsatz der fünfjährigen Rückwirkung zu, beschränkte sie allerdings auf jene
Veranlagungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes noch nicht
rechtskräftig sind. Die dringlichen Anpassungen bei der Unternehmensbesteuerung
passierten die Schlussabstimmung mit 35:8 Stimmen resp. mit 123:70 Stimmen; SP,
Grüne und EVP lehnten sie geschlossen ab. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.06.2006
MAGDALENA BERNATH

In der Sommersession widmete sich der Ständerat dem Hauptteil der
Unternehmenssteuerreform II, den Verbesserungen der steuerlichen
Rahmenbedingungen für unternehmerische Tätigkeiten und Investitionen. Kernstück
bildet die Eliminierung der Doppelbesteuerung ausgeschütteter Gewinne, wozu eine
Teilbesteuerung der Dividenden eingeführt wird. Eintreten war unbestritten. Der Rat
lehnte den Rückweisungsantrag einer Minderheit Sommaruga (sp, BE) ab, welche die
Vorlage auf jenen Bereich beschränken wollte, bei dem eine Kapitalgesellschaft
gegenüber einer Personengesellschaft tatsächlich benachteiligt ist und im Fall einer
Teilbesteuerung von ausgeschütteten Gewinnen eine Beteiligungsgewinnsteuer vorsah.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.10.2006
MAGDALENA BERNATH
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In der Detailberatung folgte der Rat den Anträgen seiner WAK: So verwarf er den von
einer SP-Minderheit nochmals eingebrachten Wunsch auf Einführung einer
Beteiligungsgewinnsteuer mit Hinweis auf das klare Verdikt des Stimmvolkes bei der
Abstimmung über die Einführung einer Kapitalgewinnsteuer. Bei der Milderung der
wirtschaftlichen Doppelbelastung entschied er, im Geschäftsvermögen die Dividenden
auf Bundesstufe zu 50%, im Privatvermögen zu 60% teilzubesteuern, wobei jeweils eine
Mindestbeteiligung von 10% vorausgesetzt wird. Der Bundesrat hatte die Teilsteuersätze
zunächst auf 60% resp. 80% fixieren wollen und auf eine qualifizierte Beteiligung
verzichtet. Bundesrat Merz schloss sich nun den Vorschlägen der Kommission an. Durch
diesen Beschluss sind die Kantone an die Mindestbeteiligungsquote gebunden, es steht
ihnen aber frei, wie hoch sie die Teilbesteuerung ansetzen. Oppositionslos gewährte
der Ständerat den Kantonen die Möglichkeit, die Gewinnsteuer an ihre Kapitalsteuer
anzurechnen und so auch auf Stufe Unternehmen eine Doppelbelastung auszumerzen.
Beim Quasi-Wertschriftenhandel (Unterscheidung von privaten und gesellschaftlichen
Kapitalgewinnen) optierte die kleine Kammer für eine grosszügigere Bestimmung als der
Bundesrat. So stellen Veräusserungsgewinne aus Finanzanlagen im Prinzip kein
Einkommen dar, ausgenommen, der jährliche Erlös beträgt mehr als 50'000 Fr.
innerhalb von zwei Jahren und die Summe der getätigten An- und Verkäufe macht
wertmässig mindestens viermal das zu Beginn des Steuerjahres vorhandene
Wertschriftenvermögen aus. Das Gesetz passierte die Gesamtabstimmung mit 28:7
Stimmen.

Im Nationalrat beurteilte die Linke die Reform in der Eintretensdebatte als
verfassungswidrig, weil sie dem Grundsatz der Besteuerung nach der wirtschaftlichen
Leistungsfähigkeit widerspreche. Die Bürgerlichen argumentierten, die Förderung des
Risikokapitals und der KMU löse Wachstumsimpulse aus; die Schweiz brauche die
Reform, um ihre Stellung im internationalen Wettbewerb zu halten und zu stärken. Mit
114:66 Stimmen lehnte der Rat einen Nichteintretensantrag einer Minderheit
Leutenegger Oberholzer (sp, BL) ab und mit offensichtlichem Mehr einen
Rückweisungsantrag Fässler (sp, SG), sich auf jenen Bereich zu beschränken, in dem
eine Kapitalgesellschaft gegenüber einer Personengesellschaft tatsächlich benachteiligt
ist. In der Detailberatung beschloss der Nationalrat gegen den Willen des Bundesrates,
Gewinnausschüttungen sowohl des Geschäfts- als auch des Privatvermögens künftig
nur noch zu 50% zu besteuern; der Ständerat hatte beim Privatvermögen eine Quote
von 60% vorgesehen. Die Vorschläge der Linken, auf die Teilbesteuerung ganz zu
verzichten oder diese davon abhängig zu machen, dass die Gewinne der Gesellschaft
zuvor tatsächlich voll besteuert wurden, scheiterten ebenso wie der Versuch, eine stark
begrenzte Beteiligungsgewinnsteuer einzuführen resp. den Kantonen zu verbieten, die
Gewinnsteuer an ihre Kapitalsteuern anzurechnen, um eine Akzentuierung des
kantonalen Steuerwettbewerbs zu verhindern. Bei der Besteuerung der Quasi-
Wertschriftenhändler unterstützte der Nationalrat einen Antrag Steiner (fpd, SO), der
bei der Frage der Abgrenzung eine Steuerpflicht auch für private Kapitalgewinne
festhält, wenn Wertschriften und andere Finanzanlagen in zwei aufeinander folgenden
Steuerjahren je viermal umgeschlagen werden. Im Unterschied zum Bundesrat, der den
Abzug privater Schuldzinsen auf den Betrag der steuerbaren Vermögenserträge
beschränken wollte, hielt der Nationalrat am heutigen Schuldzinsüberhang von 50'000
Franken fest. Er wich damit auch vom Ständerat ab, der den Schuldzinsüberhang nur
noch für Grundpfandschulden zulassen wollte. Die Vorlage, die in der aktuellen Form
kurzfristig geschätzte Mindereinnahmen von 120 Mio Fr. für den Bund (zuzüglich 108 bis
163 Mio für die AHV) zur Folge hat, passierte die Gesamtabstimmung gegen den
Widerstand des links-grünen Lagers mit 115:65 Stimmen. Bereits vor der Abstimmung
hatte die SP-Fraktion ein Referendum gegen das Bundesgesetz angekündigt. 5

Die WAK-SR führte die Beratung der Unternehmenssteuerreform II im Dezember fort
und nahm zwei Gutachten zur Verfassungskonformität der Teilbesteuerung, welche das
Finanzdepartement in Auftrag gegeben hatte, zur Kenntnis. In Anbetracht der
Komplexität der aufgeworfenen Fragen beschloss die Kommission, die beiden
Gutachten und die verbleibenden offenen Punkte der Revision im Januar eingehend zu
beraten und das Geschäft von der Traktandenliste der Wintersession zu streichen. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.12.2006
MAGDALENA BERNATH

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 4



Das Parlament verabschiedete die Unternehmenssteuerreform II, welche insbesondere
die doppelte Besteuerung von Unternehmensgewinnen (beim Unternehmen und bei
den Aktionären) teilweise aufhebt und Erleichterungen für KMU bringt. Da die Linke
dagegen das Referendum einreichte, wird im Jahr 2008 definitiv darüber entschieden.
Der Nationalrat hiess zudem zwei Motionen der FDP- resp. der SVP-Fraktion für eine
Senkung des Steuersatzes für Unternehmensgewinne bei der Bundessteuer gut.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.03.2007
HANS HIRTER

Im Frühling nahmen die beiden Räte die Beratungen zur Unternehmenssteuerreform II
wieder auf. Während das Bundesgesetz über dringende Anpassungen bei der
Unternehmensbesteuerung bereits im Vorjahr verabschiedet worden war, mussten nun
auch die Verhandlungen zum Bundesgesetz über die Verbesserung der steuerlichen
Rahmenbedingungen für unternehmerische Tätigkeiten und Investitionen
(Unternehmenssteuerreformgesetz II) zu Ende geführt werden. Bei dieser Vorlage ging
es im Wesentlichen darum, eine steuerliche Entlastung von Risikokapital zu erreichen,
die primär den Investoren, welche sich unternehmerisch beteiligen, zugute kommen
soll. Andererseits zielte die Reform auch auf die steuerliche Entlastung der kleinen und
mittleren Unternehmen (KMU) ab. Diese wird erreicht durch eine tiefere Besteuerung
der ausgeschütteten Unternehmensgewinne. Bei der direkten Bundessteuer sollte eine
Teilbesteuerung der Dividenden eingeführt werden.

Bei der Differenzbereinigung im Ständerat beschloss dieser, die Bestimmungen zum
Quasi-Wertschriftenhandel aufgrund der zahlreichen offenen Fragen herauszulösen
und in einer separaten Vorlage zu behandeln. Die Verfassungsmässigkeit der Vorlage
war mittels zweier Rechtsgutachten geprüft worden, welche jedoch zu
unterschiedlichen Ergebnissen kamen. Bei der Frage der Teilbesteuerung beschloss der
Ständerat die Quote beim Privatvermögen gegenüber seinem ersten Beschluss von 60
auf 70% zu erhöhen.

Der Nationalrat billigte den Entscheid der kleinen Kammer, die Fragen zum Quasi-
Wertschriftenhandel von der jetzigen Vorlage abzukoppeln und separat zu beraten. Bei
der Teilbesteuerung arbeitete er einen Kompromissvorschlag aus, der den Steuersatz
von Dividenden im Privatvermögen von 50 auf 60% erhöhen wollte. Der Rat folgte der
Kommissionsmehrheit und wollte es den Kantonen überlassen, mit welchen Verfahren
sie die Entlastung bei der wirtschaftlichen Doppelbelastung vornehmen. Im Gegensatz
dazu scheiterten verschiedene Minderheitsanträge aus dem links-grünen Lager, die den
Spielraum der Kantone im Steuerharmonisierungsgesetz einschränken wollten.

Der Ständerat willigte schliesslich in die vom Nationalrat beschlossene Teilbesteuerung
von Dividenden im Privatvermögen auf 60% ein und stimmte auch in Bezug darauf, den
Kantonen beim anzuwendenden Verfahren keine Vorschriften zu machen, mit dem
Nationalrat überein. In der Schlussabstimmung hiess der Nationalrat die Reform mit
120:72 Stimmen und der Ständerat mit 35:8 gut. Die Gegenstimmen kamen von der SP
und der GP, welche die Vorlage geschlossen ablehnten. Das verabschiedete
Bundesgesetz enthält nun folgende Kernpunkte: Inhaber von Beteiligungen werden von
einer Steuererleichterung profitieren, wenn sie eine Mindestbeteiligung von 10% am
Unternehmenskapital halten. Der Teilsteuersatz beträgt für das Geschäftsvermögen
50% und für das Privatvermögen 60%. Nur die Mindestbeteiligung von 10% wird im
Gesetz verankert, die Sätze können die Kantone selbst bestimmen und daher variieren.
Die Möglichkeit des Schuldenzinsenabzuges bis zum Betrag des um 50'000 Fr. erhöhten
steuerbaren Vermögens wird beibehalten. Ausserdem besteht die Möglichkeit für die
Kantone, die Gewinnsteuer an die Kapitalsteuer anzurechnen. Die Mindereinnahmen für
den Bund werden sich mit den geplanten Massnahmen auf 56 Mio Fr. belaufen. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.03.2007
LINDA ROHRER

Gegen das Bundesgesetz über die Verbesserung der steuerlichen Rahmenbedingungen
für unternehmerische Tätigkeiten und Investitionen ergriff eine Linksallianz wie bereits
im Jahr 2006 angekündigt das Referendum und reichte dieses mit mehr als 57'000
gültigen Unterschriften ein. Die bürgerlichen Parteien starteten eine Gegenkampagne.
Der Linksallianz gehören unter anderen die SP, der Gewerkschaftsbund (SGB) und die
Grünen an. Das Volk wird anfangs 2008 über die Vorlage abstimmen können. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.07.2007
LINDA ROHRER
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Das Volk entschied am 24. Februar über die Unternehmenssteuerreform II, gegen
welche im Vorjahr eine Allianz aus SP, GP und SGB das Referendum eingereicht hatte.

In der Kampagne für die Volksabstimmung bekämpften die SP, die Grünen, die EVP, die
CSP und die SD zusammen mit den Gewerkschaften die Reform. Für die Linke stellte
diese Lockerung der Doppelbesteuerung der Unternehmensgewinne ein unnötiges, ja
sogar verfassungswidriges Steuergeschenk an die Reichen dar. Sie befürchteten, dass
die daraus resultierenden Mindereinnahmen den Staat zu Sparmassnahmen im
Sozialbereich zwingen würden. Ihre Werbung schlug recht aggressive Töne an. So
versuchten sie, die Vorlage mit den von breiten Kreisen als skandalös empfundenen
hohen Löhne und Prämien für Bankmanager in Verbindung zu bringen.

SVP, FDP, CVP und Liberale unterstützten gemeinsam mit dem Bundesrat und den
Unternehmerverbänden Economiesuisse und Gewerbeverband die
Unternehmenssteuerreform. Sie betonten vor allem die daraus entstehenden Vorteile
für die KMU. Das gegnerische Argument der Steuerausfälle relativierten sie mit der
Behauptung, dass die eingesparten Steuern wieder investiert würden, was positive
Auswirkungen auf das Wirtschaftswachstum und damit auch auf die zukünftigen
Steuereinnahmen hätte.

Abstimmung vom 24. Februar 2008

Beteiligung: 38,6%
Ja: 938 744 (50,5%)
Nein: 918 990 (49,5%)

Parolen:
– Ja: FDP, CVP, SVP, GLP, LP, EDU, Lega; Economiesuisse, SGV, SBV.
– Nein: SP, GP, EVP (1)*, CSP (1)*, PdA, SD; SGB, Travail.Suisse.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 

Das Bundesgesetz über die Reform der Unternehmenssteuern wurde bei einer relativ
schlechten Stimmbeteiligung von 38,6% mit einem Ja-Stimmenanteil von 50,5%
äusserst knapp angenommen. Der Vorsprung der Befürwortenden betrug weniger als
20'000 Stimmen. Am stärksten stimmten die Niedersteuerkantone Nidwalden (64,3%),
Appenzell Innerrhoden und Zug zu. Am niedrigsten war die Akzeptanz in den linken
Industriekantonen Neuenburg (40,4%) und Basel-Stadt. Grundsätzlich nahm die
Zustimmung von Ost nach West ab. Eine wichtige Ausnahme bildete Genf, das als
einziger französischsprachiger Kanton zustimmte. Ein Grund für die Differenz zwischen
den Sprachregionen mag darin gelegen haben, dass ausser Bern (wo sie am 24. Februar
mit einer kantonalen Volksabstimmung eingeführt wurde) und Basel-Stadt (wo sie in
Vorbereitung ist) bereits alle Kantone der Deutschschweiz eine ähnliche Regelung im
kantonalen Steuerrecht kennen. Die Vox-Analyse zum Stimmverhalten zeigte, dass die
Anhängerschaft der SP und der Grünen nahezu geschlossen der ablehnenden
Parteiparole gefolgt war. Auch die Mitglieder oder Sympathisanten der Gewerkschaften
sprachen sich überdurchschnittlich oft gegen die Unternehmenssteuerreform aus (72%
Nein). Zwischen der Anhängerschaft der drei grossen bürgerlichen Parteien SVP, FDP
und CVP gab es kaum Unterschiede; sie stimmte zu mehr als 70% für die Reform. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.03.2008
MARIANNE BENTELI

Hohe Wellen warf die Abstimmung über die Unternehmenssteuerreform vom 24.
Februar 2008. Aus Sicht der SP hatten die Abstimmungsunterlagen falsche Angaben zu
den Steuerausfällen enthalten. Kiener Nellen (sp, BE) und Jositsch (sp, ZH), sowie eine
Privatperson reichten deshalb Beschwerde ein. Ende Berichtjahr entschied das
Bundesgericht gegen eine Wiederholung der Abstimmung, rügte aber den Bundesrat für
die fehlerhafte Kommunikation. 10

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 14.05.2011
MARC BÜHLMANN

Für grosses Aufsehen sorgten im Berichtsjahr die unerwartet hohen Steuerausfälle im
Zusammenhang mit der Unternehmenssteuerreform II. Im Februar 2008 hatte das
Stimmvolk diese Vorlage mit einem Ja-Anteil von 50,5% angenommen. 2011 trat das
Kapitaleinlageprinzip in Kraft. Demnach durften Aktiengesellschaften Dividenden
steuerfrei ausschütten, sofern diese formell als Kapitalrückzahlungen galten. Von
besonderer Bedeutung waren Aufgelder, welche die Aktionäre über den
Aktiennennwert hinaus in eine Firma einbezahlt hatten. Die

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.12.2011
LAURENT BERNHARD
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Unternehmenssteuerreform sah vor, dass solche Agios rückwirkend bis 1997 geltend
gemacht und in Form von Kapitalrückzahlungen erstattet werden konnten. Zum
öffentlichen Thema wurde das Kapitaleinlageprinzip anfangs Jahr, als verschiedene
börsenkotierte Unternehmen ankündigten, steuerfreie Dividenden auf Basis der neuen
Regelung auszurichten. Die Eidgenössische Steuerverwaltung (ESTV) gab anfangs März
bekannt, dass Kapitaleinlagen von gegen 200 Milliarden Franken erfasst worden waren.
Bis Dezember stieg dieser Betrag auf 545 Milliarden Franken. Die Unternehmungen
hatten bis Mitte 2012 Zeit, ihre Reserven aus Kapitaleinlagen anzumelden. Die lange
Rückwirkungszeit des Kapitaleinlageprinzips liess hohe Steuerausfälle erwarten, deren
Tragweite allerdings schwierig zu beziffern war. In der Fragestunde des Nationalrates
vom 14. März teilte Finanzministerin Eveline Widmer-Schlumpf mit, dass für die
kommenden zehn Jahre mit Mindereinnahmen von 4 bis 6 Milliarden Franken zu
rechnen war, wobei jeweils die Hälfte auf das Konto der Einkommens- und der
Verrechnungssteuer ging. Darüber hinaus räumte der Bundesrat Fehler in seiner
Kommunikation ein. So sei das Abstimmungsbüchlein nicht vollständig gewesen.
Dennoch verzichtete die Landesregierung darauf, unmittelbare Korrekturen
vorzunehmen.

Die Gegner der Unternehmenssteuerreform äusserten ihren Unmut über die
Steuerausfälle. Angesichts des knappen Ergebnisses an der Urne fühlten sie sich um
einen Abstimmungssieg geprellt. In einer durch die Ratslinke einberufenen
Sondersession ( Ausserordentliche Session 11.9006) scheiterten jedoch sämtliche
Vorstösse, welche die Rückwirkung des Kapitaleinlageprinzips entweder aufheben oder
korrigieren wollten, am Widerstand der SVP, der FDP und einer Mehrheit der CVP.
Vertreter der SP unternahmen zudem den Versuch, auf juristischem Weg eine
Wiederholung der Abstimmung durchzusetzen. Das Bundesgericht wies entsprechende
Klagen der Nationalräte Margret Kiener-Nellen (sp, BE) und Daniel Jositsch (sp, ZH)
zurück, rügte in seinem Urteil allerdings auch die unvollständige Informationspolitik des
Bundesrats. 11

Pa. Iv. zur Unternehmenssteuerreform II (Pa.
Iv. 02.469)

Direkte Steuern

In der Sommersession gab der Nationalrat diskussionslos einer parlamentarischen
Initiative der CVP-Fraktion Folge, welche im Rahmen einer Unternehmenssteuerreform
II insbesondere eine Halbierung der steuerlichen Doppelbelastung des Risikokapitals,
eine Erleichterung der Unternehmernachfolge bei Einzelfirmen und
Personengesellschaften und eine Verbesserung des Beteiligungsabzugs verlangt. Im
Winter erklärte Bundesrat Merz anlässlich der Diskussion zu einer Interpellation Wicki
(cvp, LU), dass die Vernehmlassung zum letzten Jahr in Konsultation gegebenen
Vorentwurf einer Unternehmenssteuerreform II für keine der drei vorgeschlagenen
Varianten eine klare Mehrheit ergeben habe. Basierend auf der aber inzwischen
vorliegenden Einigung zwischen den Kantonen und dem Finanzdepartement
beabsichtige die Regierung, in der ersten Hälfte des kommenden Jahres ihre Botschaft
zu präsentieren, damit das Parlament noch im gleichen Jahr die Beratungen aufnehmen
könne. Voraussetzung sei, dass der Gesamtbundesrat der Vorgehensweise des
Finanzdepartements folge und weiterhin beim Unternehmer und nicht bei der
Unternehmung eine steuerliche Entlastung anstrebe. 12

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.06.2004
MAGDALENA BERNATH
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Motion zum Kapitaleinlageprinzip (Mo.
12.3972)

Direkte Steuern

Im Zusammenhang mit den unerwartet hohen Steuerausfällen aufgrund der
grosszügigen Ausgestaltung des Kapitaleinlageprinzips im Rahmen der
Unternehmenssteuerreform II stimmte der Ständerat einer Motion seiner Kommission
für Wirtschaft und Abgaben (WAK-SR) zu. Diese wollte den Bundesrat damit
beauftragen, eine Vorlage auszuarbeiten, welche die Steuerausfälle ganz oder teilweise
kompensierte. Der Motionstext liess der Landesregierung insofern freie Hand, als er die
Art und Weise der Kompensation nicht festlegte. Zudem sollten die geschätzten
Steuermehreinnahmen der umstrittenen Massnahme berücksichtigt werden.
Bürgerliche Abgeordnete machten darauf aufmerksam, dass mehrere Grosskonzerne
aufgrund des Kapitaleinlageprinzips in die Schweiz gezogen waren. Bis Ende Juli des
Berichtsjahrs hatten rund 3900 Unternehmen bei der Eidgenössischen
Steuerverwaltung (ESTV) 840 Milliarden Franken als Reserven aus Kapitaleinlagen
angemeldet. Davon wurden bis Mitte Dezember 670 Milliarden Franken bewilligt. Der
Bundesrat rechnete mit jährlichen Einnahmeausfällen für die Verrechnungs- und die
Einkommenssteuer von insgesamt 600 Millionen Franken. 13

MOTION
DATUM: 04.12.2012
LAURENT BERNHARD

Was die unerwartet hohen Steuerausfälle im Rahmen der Unternehmenssteuerreform II
anbetraf, sorgte in der Frühjahrsession 2013 die Ablehnung einer Motion der
ständerätlichen Kommission für Wirtschaft und Abgaben (WAK-SR) durch den
Nationalrat für Aufsehen. Der Motionstext wollte den Bundesrat damit beauftragen,
eine Vorlage auszuarbeiten, welche die Steuerausfälle ganz oder teilweise
kompensierte. Im Vorjahr hatte der Ständerat diesem Ansinnen zugestimmt. Zudem
empfahl eine Mehrheit der WAK des Nationalrats die Motion zur Annahme. Das
Abstimmungsresultat zu Gunsten der Kommissionsminderheit fiel in der grossen
Kammer mit 106 zu 71 dann aber unerwartet deutlich aus. Neben den geschlossenen
stimmenden Fraktionen der SVP, der FDP und der BDP sprachen sich auch die CVP-
Abgeordneten grossmehrheitlich gegen die Motion aus. Die Wirtschaftsverbände, die
sich auf intensive Weise für eine Ablehnung der Motion eingesetzt hatten, konnten
somit einen wichtigen Erfolg verbuchen. 14

MOTION
DATUM: 19.03.2013
LAURENT BERNHARD

1) NZZ, 22.9.01
2) AB SR, 2003, S. 254 ff.; Presse vom 6.12.03. 
3) AB SR, 2005, S. 592 ff.; BBl, 2005, S. 4733 ff.; Presse vom 24.6.05
4) AB NR, 2006, S. 843 ff.; BaZ, 24.6.06.; AB SR, 2006, S. 105 ff.; Presse vom 10.3.06; AB SR, 2006, S. 465 f., 537 ff. und 617;
AB NR, 2006, S. 985 ff., 1146 und 1051 ff.; BBl, 2006, S. 5749 ff. 
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8) BBl, 2007, S. 6073; Presse vom 10.7.07
9)  Presse vom 10.1.-23.2.08.; BBl, 2008, S. 2781 ff.; Presse vom 25.2.08; Hirter, Hans / Linder, Wolf, Vox – Analyse der
eidgenössischen Abstimmungen vom 24. Februar 2008, Bern 2008. 
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